
A N D E R E  A N S I C H T E N

aus München zur CDU:
„Eine Reideologisierung der CDU nach 

dem Muster der Strauß-Jahre wäre eine 
Narretei. Angela Merkel definiert daher 
konservativ für sich und die CDU ganz 
simpel: Konservativ kommt vom lateini-
schen „conservare“ – erhalten; und ihr 
geht es daher darum, angesichts schwin-
dender Bindungen der Menschen an Kir-
chen, Gewerkschaften, Ideologien, Be-
kenntnisse, Parteien und Lager, die CDU 
als Volkspartei und sich selber die Macht 
zu erhalten. Das ist ihr bisher geglückt.“

aus Bielefeld zum gleichen Thema:
„Es geht auch um Defizite der Vorsit-

zenden. Merkel, die mit ihren inhaltli-
chen Positionen oft erst sehr spät heraus-
rückt, hat Schwierigkeiten damit, ihre 
Politik in einen größeren sinnstiftenden 
Zusammenhang zu stellen.“

Wulff: Wir sollten Merkel entlasten

Berlin. Wo liegt die Grenze zur Belie-
bigkeit? Die CDU will wachsen, sowohl  
ihre Stammwähler stärker mobilisieren 
als auch der Konkurrenz SPD, FDP und 
Grünen Wähler abjagen. Das geht aus 
dem Entwurf für eine „Berliner Erklä-
rung“ des CDU-Bundesvorstands her-
vor, der auf seiner zweitägigen Klausur-
sitzung Schlussfolgerungen aus der Bun-
destagswahl 2009 ziehen will. 

„Wir müssen immer um eine möglichst 
breite Wählerschaft ringen, das bedeutet 
natürlich auch, den gewachsenen Anteil 
von Wechselwählern zu erreichen“, er-
teilte Parteichefin Angela Merkel Be-
strebungen eine Absage, das konservati-
ve Profil zu schärfen, wie es in einem of-
fenen Brief verlangt worden war. CDU-
Generalsekretär Hermann Gröhe meinte, 
es gebe keinen Gegensatz zwischen Er-
neuerung und Bewahrung. „Um zu be-
wahren, müssen wir erneuern“, sagte 
Gröhe.

Unter Führung des hessischen Frakti-
onschefs Christean Wagner hatten vier 
Landespolitiker Merkel vorgeworfen, sie 
habe das mäßige Abschneiden der CDU 
mit ihrem „präsidialen Stil“ zu verant-
worten, der die CDU um ihr Profil ge-
bracht habe. In Berlin richtete sich der 
Unmut vor allem gegen die Kritiker. 
Über „ewig wiederkehrende und frucht-
lose Konservatismusdebatten“ wurde 
geschimpft. Pikiert wurde vermerkt, 
dass einer der Kritiker, der Thüringer 
Fraktionschef Mike Mohring, auch in 

der Rechts-Postille „Junge Freiheit“ für 
mehr Nationalstolz plädiert.

Niedersachsens Ministerpräsident 
Christian Wulff verwahrte sich gegen 
allzu schnellen Schulterschluss. „Wenn 
jeder glaubt, er habe alles richtig ge-
macht, hätten wir gar nicht zusammen-
kommen brauchen.“ Man müsse jeden 
ernst nehmen, der etwas zu sagen habe. 
Der CDU-Vize nahm einen Faden auf, 
der lange in seinen Äußerungen ver-
schwunden war: Die Kanzlerin mache 
einen „Knochenjob“, sagte er und fügte 
hinzu: „Es muss auch darüber gespro-
chen, wie wir sie unterstützen und ent-
lasten können.“ Die CDU brauche mehr 
„Teamgeist, Mut und Entschlossenheit“. 

Sie müsse auch wieder „Flügelspiel zu-
lassen“. In der Vergangenheit hat Merkel 
wenig Neigung erkennen lassen, auf 
Wulffs Angebot zur Hilfe einzugehen.   

Jürgen Rüttgers gab Wulff Kontra. Der 
NRW-Regierungschef, er ist ebenfalls 
CDU-Vize, sagte: „Das Schlimmste, was 
wir machen können, ist jetzt die CDU in 
Flügel aufzuteilen. So gräbt man sich 
das eigene Grab.“ Franz Josef Jung, seit 
ein paar Wochen einfacher Bundestags-
abgeordneter, betonte, Angriffe auf Mer-
kel seien „völlig abwegig“. Sie verhinder-
ten inhaltliche Debatten. Ihn treibt die 
Lücke um, die bei der Bundestagswahl 
2009 zwischen dem Erststimmenergeb-
nis für die Union mit annähernd 40 Pro-

zent und dem Zweitstimmentief von 33,8 
Prozent klafft. Die CDU habe „der FDP 
Stimmen zugeschanzt“, als manche den 
Eindruck zugelassen hätten, ihnen sei 
„eine Fortsetzung der Großen Koalition 
lieber als ein Regierungswechsel“. Gröhe 
merkte an, alle seien sich einig, für die 
CDU sei mehr drin. Einig sei man sich 
auch darüber, dass Wahlen in der Mitte 
gewonnen würden.

Zum ersten Mal seit 15 Jahren sei es im 
Bund gelungen, in Bundestagswahlen 
eine Mehrheit für Schwarz-Gelb zu er-
ringen, strich Unionsfraktionschef Vol-
ker Kauder heraus. Die Union habe es ge-
schafft, „sich aus der Umklammerung 
der Großen Koalition zu befreien. Da-
rum ging es 2009“. In vier Jahren werde 
es leichter fallen, von der FDP Wähler 
zurückzugewinnen. Der Wahlforscher 
Matthias Jung bewegte sich mit seinem 
Vortrag vor dem Vorstand ganz auf Mer-
kels Linie. Es gebe eine Verschiebung 
weg von den Rändern Richtung Mitte. 
Merkels präsidialer Führungsstil habe 
der SPD eine Mobilisierung erschwert. 

Am Abend waren die Repräsentanten 
der evangelischen und katholischen Kir-
che, Bischöfin Margot Käßmann und Bi-
schof Robert Zollitsch, Gast bei der CDU. 
Merkel hatte zuvor die EKD-Ratspräsi-
dentin Käßmann gegen Angriffe in 
Schutz genommen. „Ich glaube, dass die 
Einmischung in aktuelle politische Fra-
gen begrüßt werden sollte von der Poli-
tik. Ich muss ja nicht jede Meinung tei-
len“, sagte sie. Christliche Werte seien 
der Kompass der Union, betonte Gröhe.  

VON MICHAEL M. GRÜTER

CDU-Vorstand analysiert Bundestagswahl / Debatte um die Bedeutung der Parteiflügel

„Ein Knochenjob“: Bundeskanzlerin Angela Merkel gestern in Berlin zwischen den Ministerpräsidenten Christian Wulff (links) und Roland Koch.  ap

Merkel verteidigt Käßmann
Berlin (afp/dpa). Bundeskanzlerin An-

gela Merkel (CDU)  hat die EKD-Rats-
vorsitzende Margot Käßmann wegen ih-
rer umstrittenen Äußerungen zum Af-
ghanistan-Einsatz in Schutz genommen. 
Sie teile die Auffassung der Bischöfin 
zwar nicht, verstehe aber auch die Auf-
regung darum nicht, sagte Merkel in der 
am Donnerstag aufgezeichneten Phoe-
nix-Sendung „Zeitzeugen“, die am Sonn-
tag ausgestrahlt wird.

„Ich sage jetzt, dass das meine Mei-
nung nicht ist, aber dass ich auch manche 
Aufregung nicht so ganz verstehen kann, 
weil man mit unterschiedlichen Meinun-
gen auch leben muss“, sagte Merkel. „Ich 

glaube, dass die Einmischung in aktuel-
le politische Fragen begrüßt werden soll-
te von der Politik“, fügte sie hinzu. Die  
evangelische Kirche sei „selten zurück-
haltend in ihrer Einschätzung von politi-
schen Gegebenheiten“. Insofern könne 
sie „mit einer solchen Meinungsäuße-
rung sehr gelassen umgehen, weil ich 
mich auch nicht genötigt fühle, das alles 
zu teilen“.

Merkel traf gestern Abend sowohl mit 
Bischöfin Käßmann als auch dem Vorsit-
zenden der Deutschen Bischofskonfe-
renz, Robert Zollitsch, zusammen. Die 
CDU hatte die beiden Kirchenvertreter 
zu einer Diskussion eingeladen. 

G E SA M T SC H U L E N

Kluger Schachzug

Die Angst war groß: Viele Kritiker hat-
ten befürchtet, dass mit dem Turbo-

Abitur auch das Ende des gemeinsamen 
Unterrichts an den Integrierten Gesamt-
schulen kommen würde. Und ihre Sorgen 
waren durchaus begründet: Entgegen 
der Beteuerungen von Kultusministerin 
Heister-Neumann gibt es in der Regie-
rung entschiedene Gesamtschulgegner, 
immer noch. Aber es gibt auch starke Für-
sprecher. Und es gibt zum Glück die Rea-
listen, für die Gesamtschulen ganz ein-
fach auch zum gegliederten System gehö-
ren. Und die haben sich anscheinend 
durchgesetzt. 

Sicherlich haben auch der Druck der Öf-
fentlichkeit, die vielen Demonstrationen 
und Protestbriefe, aber auch die leisen 
Gespräche im Hintergrund das Einlenken 
leichter gemacht. Der liberale IGS-Erlass 
ist ein kluger Schachzug der Regierung 
und nimmt den Kritikern den Wind aus 
den Segeln. Für die Bildungspolitik im 
Land ist es aber nur gut, wenn beide Sei-
ten unaufgeregter miteinander umge-
hen. Gelassenheit ist hilfreicher als starre 
Schwarz-Weiß-Ideologie. 

Kritik wird es in den nächsten Tagen 
dennoch geben. Die Vertreter der reinen 
IGS-Linie werden um den 9. und 10. Jahr-
gang fürchten, und die Gymnasien wer-
den sich ungerechtet behandelt sehen, 
weil sie nicht die Wahl zwischen dem Abi-
tur nach zwölf oder 13 Jahren haben. Wer 
sich hier länger Zeit lassen will, ist zum 
Sitzenbleiben verdonnert. 

Wenn der Erlass die Anhörung über-
steht und nicht über Ausführungsverord-
nungen wieder eingeschränkt wird, zeigt 
die Landesregierung, dass sie sich in der 
Schulpolitik dem Zug der Zeit doch nicht 
gänzlich verschließt. Die Schulen hätten 
es verdient, dass man ihnen mehr Freiheit 
zutraut – und das gilt nicht nur für Ge-
samtschulen.  SASKIA DÖHNER 

Z U R  P E R SO N
John Demjanjuk, mut-
maßlicher NS-Verbre-
cher, ist gestern nicht 
vor Gericht erschie-
nen. Der 89-Jährige 
habe über Beklem-
mung in der Brust so-
wie Kopfschmerzen 
und Müdigkeit geklagt 
und deutlich gemacht, 
dass er nicht erschei-
nen wolle, sagte der Vorsitzende Richter 
am Landgericht München II, Ralph Alt. 
Ein EKG habe außer einem Flimmern kei-
ne Auffälligkeiten ergeben. Das Gericht 
sah von einer Zwangsvorführung ab. An-
gesichts des hohen Alters von Demjanjuk 
habe er dies nicht verantworten wollen, 
sagte Alt. Der gebürtige Ukrainer ist ange-
klagt, 1943 bei der Ermordung von 27 900 
Juden in den Gaskammern des Vernich-
tungslagers Sobibor geholfen zu haben. 
Das Verfahren soll am Dienstag mit der 
Vernehmung der beiden Sobibor-Überle-
benden Thomas Blatt und Philip Bialowitz 
fortgesetzt werden. Demjanjuk ist seit sei-
ner Abschiebung aus den USA in der Kran-
kenstation der Münchener Haftanstalt 
Stadelheim untergebracht.  dpa/rtr

I N L A N D

AU S L A N D

Linke muss Strafe zahlen

Drohung aus dem Jemen

Bundeswehr hilft Opfern

Leiharbeit in der Kritik

Protest bei Beisetzung

Berlin schafft Hauptschule ab

Die Linke muss nach einem Urteil des 
Berliner Verwaltungsgerichts wegen Ver-
stoßes gegen das Parteiengesetz eine 
Strafe von knapp 300 000 Euro bezahlen. 
Damit wies das Gericht am Donnerstag 
die Klage der Linken ab, die 2007 aus der 
Fusion von Linkspartei.PDS und WASG 
hervorgegangen ist. Die Linke müsse sich 
als Rechtsnachfolgerin anrechnen las-
sen, dass eine Spende von rund 146 000 
Euro der Linkspartei.PDS an die WASG 
im Landtagswahlkampf 2006 in Rhein-
land-Pfalz nicht im Rechenschaftsbe-
richt der WASG aufgeführt worden sei. 
Das Gericht sprach von einem Verstoß 
gegen das Transparenzgebot des Partei-
engesetzes.  dpa

Religionsgelehrte im Jemen wollen zum 
Heiligen Krieg aufrufen, falls ausländi-
sche Truppen in das arabische Land ent-
sandt werden. Mehr als 150 muslimische 
Prediger und Gelehrte machten wäh-
rend eines Treffens gemeinsam Front ge-
gen eine eventuelle ausländische Inter-
vention in ihrer Heimat. „Der Heilige 
Krieg ist eine Verpflichtung, wenn aus-
ländische Truppen in ein Land eindrin-
gen“, erklärten sie. Das Treffen wurde 
von Scheich Abdul Madschied al-Sinda-
ni geleitet, der von den USA 2004 als 
„Unterstützer und Financier“ des isla-
mistischen Terrors identifiziert worden 
war.  dpa

Vier Monate nach dem Luftangriff von 
Kundus hat sich die Bundeswehr zu einer 
Nothilfe für besonders betroffene Famili-
en bereit erklärt. In diesem Winter sollen 
ihnen Nahrungsmittel, Kleidung, Decken 
und Brennstoff zur Verfügung gestellt 
werden. Eine entsprechende Vereinba-
rung zwischen der Bundeswehr, Vertre-
tern des Gouverneurs und lokalen Abge-
ordneten sei am Montag unterzeichnet 
worden, sagte ein Bundeswehrsprecher 
am Donnerstag in Berlin. Bei einem von 
der Bundeswehr veranlassten Luftan-
griff auf zwei von Taliban entführte 
Tanklastwagen in Nordafghanistan wa-
ren am 4. September auch Zivilisten getö-
tet worden. afp

Als Reaktion auf die Vorwürfe gegen den 
Drogeriediscounter Schlecker will die 
Union gesetzliche Regelungen gegen ei-
nen Missbrauch der Zeitarbeit einführen. 
Der Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe 
der Unionsfraktion im Bundestag, Peter 
Weiß (CDU), sagte der „Südwestpresse“, 
derzeit werde eine Gesetzesänderung ge-
prüft, mit der Vorgänge wie bei Schlecker 
künftig „rechtlich unmöglich“ würden. 
Bei Schlecker seien Mitarbeiter nur ent-
lassen worden, um sie sofort für die glei-
che Arbeit zu einem niedrigeren Lohn als 
Zeitarbeiter wieder zu beschäftigen. Dies 
sei „unzulässig“.  afp/kna

Hunderte Oppositionelle haben die Beer-
digung des bei einem Bombenanschlag in 
Teheran ermordeten Atomwissenschaft-
lers am Donnerstag zu Protesten gegen 
die Regierung genutzt. Bei der Bestattung 
von Massud Ali Mohammadi in der irani-
schen Hauptstadt kam es zu Handgreif-
lichkeiten zwischen Trauergästen und Si-
cherheitskräften. Anhänger der Regie-
rung riefen Slogans wie „Nieder mit den 
USA“ und „Tod Israel“. Hunderte Sicher-
heitskräfte waren im Einsatz. Die Hälfte 
der rund 1000 Trauergäste waren Anhän-
ger der Opposition. ap

Ein Jahr hat das Land Berlin über seine 
Schulen gestritten, nun ist es beschlossen: 
Die Hauptstadt schafft im Sommer ihre 
Hauptschulen ab. Das Abgeordnetenhaus 
beschloss die Reform am Donnerstag mit 
den Stimmen von SPD und Linken. 
Haupt-, Real- und Gesamtschulen wer-
den zu sogenannten Sekundarschulen zu-
sammengefasst. Sie bilden neben dem 
Gymnasium dann die einzige weiterfüh-
rende Schulform nach der sechsjährigen 
Grundschule. Bildungssenator Jürgen 
Zöllner (SPD) versprach den Schülern 
mehr Chancengleichheit und den Schulen 
mehr Eigenverantwortung. „Dies ist das 
Ende der Zwangsbeglückung von Schu-
len, es ist das Entlassen in Verantwortung 
und Freiheit.“ dpa

TO M I C E K

SPD will kraftvoll sein Abgabe soll Zorn dämpfen

Berlin. Die SPD hat der schwarz-gel-
ben Koalition einen katastrophalen Start 
bescheinigt. Es gebe kaum ein Politik-
feld, auf dem die Partner FDP und Uni-
on, die sich als Traumpaar verstünden, 
beieinanderlägen, sagte SPD-Fraktions-
chef Frank-Walter Steinmeier am Don-
nerstag zum Auftakt einer zweitägigen 
Fraktionsklausur. Dieser Fehlstart scha-
de dem Land und verdiene eine kraftvol-
le Opposition.

In einem elfseitigen Positionspapier, 
das bei dem Treffen verabschiedet wer-
den soll, wirft die SPD der Regierung 
vor, die guten Leistungen der Großen 
Koalition aufs Spiel zu setzen. „Steuer-
senkungen auf Pump, die ausgesuchten 
Klientelgruppen und Besserverdienen-
den zugutekommen“, würden Bund, 
Länder und Kommunen in den Ruin trei-
ben. Neben der Kritik widmet sich das 
Papier ausführlich der Frage, wo neue, 

zukunftsfähige Arbeitsplätze entstehen 
könnten, und erinnert damit an den von 
Steinmeier vor der Bundestagswahl vor-
gelegten „Deutschlandplan“. 

Auf die aktuelle Debatte über Hartz IV 
geht das Papier nicht ein. „Wir werden 
diesen Fragen nicht ausweichen“, sagte 
Steinmeier. Allerdings vermisse er der-
zeit in der Diskussion einen Hinweis auf 
die Erfolge der Zusammenlegung von 
Sozial- und Arbeitslosenhilfe. „Aber 
Hartz IV ist kein ehernes Gesetz.“ Auch 
der Missbrauch von Zeitarbeit verlange 
Korrekturen. Die SPD will unter ande-
rem die Mitbestimmungsrechte von Be-
triebsräten über Zahl und Dauer der 
Leiharbeitsverhältnisse ausweiten.

Nach der Fraktionsspitze berät heute 
die gesamte SPD-Bundestagsfraktion. 
Als Referenten sind der IG-Metall-Vor-
sitzende Berthold Huber und die Präsi-
dentin des Wissenschaftszentrums Ber-
lin für Sozialforschung, Jutta Allmen-
dinger, zu Gast.

Washington. Das Armesünderbänk-
chen sind Amerikas Spitzenbanker in-
zwischen gewöhnt. Und so haben die 
Chefs von Goldman Sachs, JP Morgan 
Chase, Morgan Stanley und der Bank of 
America gute Miene gemacht, als sie im 
Kongress den Zeugeneid ablegen muss-
ten. Dort soll ein Untersuchungsaus-
schuss in den kommenden Monaten erfor-
schen, wie die USA in die wirtschaftliche 
Beinahekatastrophe geschlittert sind. 

Doch Einsicht gibt es nur in homöopa-
thischen Dosen. „Ohne unsere Verant-
wortung zu minimieren, sollten wir in 
unser aller Interesse doch auch andere 
Ursachen anerkennen, die zur Krise bei-
getragen haben“, sagte Lloyd Blankfein, 
Chef von Goldman Sachs. Dazu gehöre 
auch das Versagen der staatlichen Fi-
nanzaufsicht. 

Der nächste Konflikt zwischen Banken 
und Politik droht bereits. Januar und Feb-

ruar sind traditionell die Bonussaison an 
der Wall Street. Wegen der 2009 kräftig 
gestiegenen Aktienkurse wollen die Ma-
nager zulangen wie noch nie. 

Barack Obama will dagegenhalten, 
auch um dem Zorn der Wähler ein Ventil 
zu bieten. Am Donnerstag stellte er das 
Konzept zu einer Sondersteuer in Höhe 
von rund 90 Milliarden Dollar (rund 63 
Milliarden Euro) vor, die in den kommen-
den zehn Jahren die staatlichen Verluste 
aus dem Rettungspaket für die Banken 
abdecken soll. Zwar haben alle Großban-
ken wie die Citibank oder die Bank of 
America die Hilfsgelder zurückgezahlt, 
unter anderem um der staatlichen Auf-
sicht über die Managergehälter zu entflie-
hen. Doch Obama will, dass die auch dank 
Steuergeldern wieder hochprofi tablen In-
stitute für die Verluste anderer Banken 
einstehen. Die Sonderabgabe für die 50 
größten US-Finanzinstitute soll umso 
höher ausfallen, je riskanter sie am Markt 
agieren. 

VON GABI STIEF

Steinmeier: Fehlstart der Koalition schadet dem Land Obama will von den Banken Milliarden

B L I C K P U N K T  E U RO PA

Daumen rauf für Oettinger

Brüssel. Zu Beginn zittert seine Stimme 
noch ein wenig, hektisch holt Günther 
Oettinger Luft. Doch dann zwingt er sich 
zu einem für ihn ungewohnt bedächtigen 
Sprechtempo. Nach wenigen Minuten ist 
er im Redefluss und spult die vorbereiteten 
Sätze herunter. Es folgt das längste Vor-
stellungsgespräch seiner Karriere. Im In-
dustrieausschuss des Europaparlaments 
musste Oettinger gestern seine Eignung 
für den Posten des Energiekommissars 
unter Beweis stellen. Dabei schlug er sich 
recht wacker. Sogar der Reinhard Bütiko-
fer von den Grünen äußerte sich anerken-
nend.

Viel war im Vorfeld spekuliert worden. 
Hat Oettinger genügend Fachkompetenz? 
Wie geht er mit unangenehmem Nachboh-
ren in seiner Vergangenheit um? Im Nach-
hinein lösten sich beide Fragen in Wohlge-

fallen auf. Vor allem fachlich zahlte es sich 
jetzt aus, dass Oettinger sich so gründlich 
auf die Anhörung vorbereitet hatte. Ob er-
neuerbare Energien oder Solidarität bei 
der Energieversorgung – der baden-würt-
tembergische Ministerpräsident nannte 
im Parlamentssaal die richtigen Stichwor-

te. „Wir brauchen einen umfassenden 
Richtungswechsel in der Energiepolitik“, 
sagte der Kandidat und versprach, sich 
für den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien einzusetzen. Notwendig seien zudem 
der Ausbau des Energiebinnenmarkts so-
wie eine kohlenstoffarme Wirtschaft. 
Beim Thema Atomkraft wolle er sich als 
Energiekommissar „neutral“ verhalten.

Breites Grinsen, ausholende Gesten: 
Der Kandidat wurde im Lauf der Anhö-
rung immer lockerer. Nichtsdestotrotz ließ 
Oettinger auch die Muskeln spielen. Mit 
seinen Aussagen versuchte er nicht nur, 
die Parlamentarier von sich einzunehmen, 
sondern distanzierte sich auch von der 
Berliner Politik. „Ich bin nicht der Kom-
missar für Deutschland, sondern der von 
Deutschland vorgeschlagene Kommissar.“ 
Im Hinblick auf die Energieversorgungs-
sicherheit rüffelte Oettinger Berlin eben-
falls und plädierte für eine gemeinsame 

EU-Energieaußenpolitik. So dürfe es bei 
der Versorgung „keine bilateralen Verträ-
ge“ zwischen einem EU-Staat und einem 
Drittland geben. „Das sage ich gerade 
auch mit Blick auf mein Herkunftsland.“  
Bisher scheiterten die Punkte, die er ges-
tern zur Sprache brachte, am Widerstand 
der Länder. „Es kommt jetzt darauf an, 
dass Oettinger als Kommissar die Box-
handschuhe anzieht“, forderte der FDP-
Abgeordnete Jorgo Chatzimarkakis. 

Die Fäustlinge trug der Kandidat je-
doch bereits in der Anhörung. So fand das 
große „Grill-Fest“, vor dem sein Vorgän-
ger Günter Verheugen gewarnt hatte, nicht 
statt. Unangenehme Fragen waren selten, 
und kamen sie doch, parierte der baden-
württembergische Ministerpräsident mit 
schwäbischer Schlagfertigkeit. Nach drei 
Stunden hatte Oettinger es geschafft. 
Auch Sozialdemokraten und Grüne stell-
ten sich gestern hinter den CDU-Mann. 

VON HANNA ROTH

Der designierte EU-Energiekommissar schlägt sich wacker bei der Vorstellung im Europaparlament

Für einen „Richtungswechsel in der Energiepo-
litik“: Oettinger im Europaparlament. afp

VON ANDREAS GELDNER
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